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An der Somme erneute Angriffe abgewieſen
Italiener und TſchechoSlowaken überall geworfen Die Reden im Hauptausſchuß S5ur Lage in Mazedonien

Die Verhandlungen des Hauptausſchuſſes
Gröber und Scheidemann als Dittatoren

Berlin, 25. Sept. Der Hauptausſchuß des Reichstages
trat heute im Anſchluß an die geſtrigen Ausführungen vom Re-
gierungstiſch in die Ausſprache über die allgemeine politiſche
Lage ein. Auch heute wohuten der Sitzung bei: Der Reichskanzler,
eine Reihe von Staatsſekretären, Miniſtern und Vundesrats-
bevollmächtigten, ſowie nußerdem Mitglieder des Ausſchuſſes,
zahlreiche Abgeordnete als Zuhörer.

Abg. Gröber (Ztr.): Von größter Bedeutung für den
glücklichen Ausgang des Krieges iſt die Einheitlichkeit der inneren
Front, die Uebereinſtimmung von Regierung und Volk. Dieſe iſt
weſentlich geſtärkt worden durch die Rede des Vizekanzlers
von Payer in Stuttgart, der ein Regierungs- Programm ent-
wickelte, das auch die Zuſtimmung der Oberſten
Heeresleitung gefunden hat Auf den Boden dieſes Pro-
grammes können die Parteien treten und an ſeiner Durchführung
mitarbeiten. Notwendig zur Gewinnung und Stärkung des vollen
Vertrauens unſeres Volkes iſt die volle Offenheit unſerer Pvlitik.
Den Randſtaaten, die ſich im eigenen Jntereſſe Deutſchland
genähert haben, müſſen wir entgegenkommen. Das Selbſtbe-
ſtimmungsrecht muß in der Praxis geachtet werden. Unter keinen
Umſtänden darf die bisherige preußiſche Polenpolitik aufrecht er
halten werden. Auf dem Gebiete der inneren Politik bietet die
Handhabung des Velaggerungszuſtandgeſetzes Gegenſtand fort-
währender Beſchwerden. Jch erwarte heute noch eine Erklärung
des Reichskanzlers, was er in dieſer Frage zu tun gedenkt. Der
Zentralſtelle für Völkerrecht wird ihre Tätigkeit durch Geheim-
erlaß des Kriegsminiſters v. Stein beſchränkt, ihre Verſamm-
lungen für den Verſtändigungsfrieden im Sinne der Reichstags
entſchließung vom 19. Juli 1917 ſind verboten worden, ebenſo die
Tätigkeit ihrer Komitees.

Dieſer Geheimerlaß des preußiſchen Kriegsminiſters v. Stein
muß unbedingt zurückgezogen werden. er
ſelbſt ſoll zurücktreten!) Wenn meine Forderung politiſche Kon
ſequenzen hat, ſo werden wir ſie zu tragen wiſſen. Der Reichs
tag kann ſich nicht gefallen laſſen, daß ſeine Beſchlüſſe über die
Handhabung des Belagerungszuſtandgeſetzes, des Vereins und
Verſammlungsrechts uſw. in der Weiſe mißachtet werden. Dieſe
Beſchlüſſe des Reichstags haben ſeinerzeit die Zuſtimmung ſowohl
der Regierung wie der Heeresleitung gefunden, und trotzdem
dieſer Geheimerlaß! Jch weiß, daß der Reichskanzler mit dem
Geheimerlaß nicht einverſtanden iſt. Vor kurzzem iſt dem durch
das Vertrauen des Kaiſers ins Herrenhaus berufenen Herrn
Stegerwald in Köln verboten worden, über das Wahlrecht zu
reden. Der Reichskanzler muß derartige ſchädliche Quertreibe
reien gegen die eigene Politik der Regierung zerbrecken. Jch
wiederhole, heute noch erwarte ich eine derartige Erklärung. Die
Löſung dieſer Fragen ſind Lebensfragen für das deuiſche Volk und
für die Einheit der inneren Front, die zu erhalten Hauptaufgabe
der deutſchen Politik ſein muß.

Abg. Scheidemann (Soz.): Der Reichskanzler hat in
ſeiner erſten Rede im Reichstage geſagt, er habe politiſche Gegner,
aber keine perſönlichen Feinde. Dieſes Wort gilt auch heute noch.
Die Zahl der Gegner der Politik, die unter dem heutigen Reichs
kanzler getrieben wird, iſt ſehr gewachſen. Aber was wir an
Klagen über dieſe Politik vorzubringen haben, trägt nichts Per
ſönliches gegen den Reichskanzler in ſich. Es handelt ſich um
Anſchauungen über die Methode, die uns am beſten aus
dieſem Krieg heraunsbringt. Dem Reichskanzler iſt
es nicht gelungen, ſich durchzuſetzen. Jn dieſem Jahre iſt weder
der militäriſche Sieg noch der Frieden erreicht worden. Anderer
ſeits iſt der Glaube unſerer Gegner,

Deutſchland niederſchmettern zu können, eine Jlluſion.
Das darf ich den Gegnern ſagen. Aber die Jlluſion wirkt
kriegsverlängernd. Notwendig iſt eine genaue Auf-
klärung über unſere militäriſche Lage. Je gewaltiger die Gegner
auf dem Kriegsſchauplatz auftreten, um ſo mehr werden wir vor
Jlluſionen über Eroberungen uſw. bewahrt, um ſo mehr wird
auch unſere ganze Volkskraft in den Dienſt der Abwehr
geſtellt werden können. Der Friede von Breſt entſpricht nicht
unſerer Anſchauung. Die Rede v. Payers in Stuttgart iſt nicht
klar und offen genug und bedarf der Ergänzung. Ein Friede,
wie wir ihn für richtig halten, hätte uns die Möglichkeit ge-
boten, ſämtliche Truppen vom Oſten nach dem Weſten zu werfen.
Wenn wir uns nun militäriſch im Oſten nicht ganz freimachen
können, ſo müſſen wir es doch politiſch tun. Die Politik in Finn-
land iſt ſtark fehlerhaft. Jch wünſche ſehr, daß der Schwager
des Kaiſers nicht nach Finnland geht. Ueberhauptmuß die Königſpielerei bei den Oſtvölkern aufhörn. Die Ent-
laſſung des früheren Staatsſekretärs von Kühlmann hat dem
Friedensgedanken geſchadet. Als Herr von Kühlmann ein Wort
ſprach, das den hohen Militärs nicht angenehm war, verſchwand
er im Augenblick von ſeinem Poſten. So können die Dinge nicht
weiter gehen, einmal muß es offen ausgeſprochen werden:

Ludendorff regiert und nicht Hertling.
Zu der belgiſchen Frage hätte früher und ganz anders geredet
werden müſſen. Der U-Bootkrieg hat uns Amerika auf den Hals
gehetzt.

General von Wrisberg: Der Erlaß des Kriegs
miniſters, der von den Vorrednern angezogen worden iſt, richtet
ſich nicht gegen die Reichstags- Entſchließung vom 9. Juli 1917.
Dem Kriegsminiſter war bekannt geworden, daß die Zentralſtelle
für Völkerrecht in ihren Verſammlungen über den Rahmen ihrer
Entſchließung hinausging. Jnfolge deſſen erging die Anweiſung

(Zurufe: Der Miniſter
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abendbericht des Großen hauptquartiers

Berlin, 25. September, abends. Amtlich.
Zwiſchen Omignon- Bach und der Somme wur-

den erneute Angriffe des Feindes abgewieſen.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht

Wien, 25. September. Amtlich wird verlautbart:
An der Tiroler Südfront und zwiſchen der Brenta

und Pigave ſcheiterten italieniſche Erkundungsvorſtöße. Jn
den Sieben Gemeinden ſetzte der Feind geſtern bei Canove
ſeine Teilangriffe fort. Die Angreifer, Jtaliener und
Tſchecho-Slowaken, wurden überall geworfen, an einer
Stelle durch einen Gegenſtoß von Pardubitzer Dragonern.

Der Chef des Generalſtabes.

S n m à T
an die Generalkommandos. Die Verfügung des Kriegsminiſters
betreffend die Wahlrechtsfrage iſt längſt zurückgezogen.

Abg. Fiſchbeck (V. P.): Wir hoffen beſtimmt auf eine
baldige Beſſerung der militäriſchen Lage, die auch jetzt noch nicht
bekleminend iſt. Die preußiſche Wahlrechtsvorlage iſt eingebracht
worden, um mit dem Volk, nicht allein mit einer privilegierten
Kaſte zuſammen arbeiten zu können. Nun muß die Regierung
zeigen, daß es ihr auch ernſt mit der Vorlage iſt. Die Völker-
bundidee unterſtützen wir ehrlichen Herzens.

Auf Hindenburg und Ludendorff ſetzen wir großes
Vertrauen.

Aber ſie ſind eingeſtellt in den politiſchen Zwieſpalt. Die Oberſte
Heeresleitung hat wiederholt eine andere Politik getrieben, als
die Reichsleitung. Mit Bezug auf die Vorgänge in Finnland,
Kurland, auch in Elſaß-Lothringen bemerkte der Redner, die
politiſche Lage iſt nicht ſo, daß die Dynaſtien ſich darüber unter-
halten können, wie ſie ihre eigene Hausmacht vermehren.

Abg. Dr. Streſemann (Natl.): Das Zentrum hat er-
klärt, daß es ſich auf den Boden des Regierungsprogrammes, das
der Vizekanzler von Payer in Stuttgart entwickelt hat, ſtellen
will. Dasſelbe kann ich namens meiner Fraktion erklären. Es
leiten uns dabei dieſelben Geſichtspunkte, wie im Herbſt 1917.
Die Ausführungen des Staatsſekretärs von Hintze haben
unſere Zuſtimmung gefunden, und wir freuen uns, in
ihm einen ſo hervorragenden

Kenner der oſtpreußiſchen Verhältniſſe
ſehen zu können. Er wird die volle Zuſtimmung des Parlaments
haben, wenn er den Beſtrebungen entgegentritt, die darauf aus
gehen, einen Umſturz der heutigen ruſſiſchen Verhältniſſe durch
deutſches Eingreifen herbeizuführen. Wir ſind damit einver-
ſtanden, daß mit den Randſtaaten bald Konventionen abge
ſchloſſen werden, die eine Konſolidierung der dortigen Verhältniſſe
ermöglichen. Die Koloniſierungsbeſtrebungen, die
in Kurland von der Militärverwaltung in Angriff genommen
worden ſind, billigen wir.

Auch den ruſſiſchen Zuſatzverträgen ſtimmen wir zu, die in
ihrer Geſamtheit Deutſchlands und Rußlands Jntereſſen wahren.
Die Verhölſtniſſe in Rumänien erfordern unſere größte Aufmerk-
ſamkeit. Der

Entente-Wühlerei in Jaſſy
muß mit größter Energie entgegengetreten werden. Jn bezug
auf Belgien widerſpreche ich der Auffaſſung, daß
Belgiens Schuld loſigkeit erwieſen ſei. Die Re
gierung ſollto uns Gelegenheit geben, ihr Material kennen zu
lernen, um den falſchen Auslaſſungen der Entente entgegen-
treten zu können. Die Differenzen zwiſchen der Militärver-
waltung und der politiſchen Leitung auf dem Gebiete der Hand
habung des Belagerungszuſtandsgeſetzes ſind bedauerlich. Wir er-
hoffen in bezug auf die Wahlrechtsfrage eine Verſtändigung auf
dem Boden der Vorlage zwiſchen Regierung und Herrenhaus.

Hierauf wurde die Ausſprache auf Donnerstag vertagt.
Nachmittag wird eine Geheimſitzung zur Entgegennahme einer
denen Unterrichtung über die militäriſche Lage ſtatt
inden.

Das Zentrum vor einer Nenorientierung
Berlin, 25. Sept. Aus parlamentariſchen Kreiſen wird

zur Sitzung des Hauptausſchuſſes dem „L. A.“ geſchrieben:
Die Rede des Zentrumsführers Groeber brachte eine

Ueberraſchung und wurde allgemein als Zeichen einer
Wendung in der Haltung des Zentrums aufgefaßt. Wenn auch
Herr Groeber für den Kanzler eintrat, ſo hatte man doch in
weiten Kreiſen ſeiner Zuhörer die Empfindung, daß ſeine
Worte nur die Form wahren ſollten, und daß in
der Sache das Zentrum vor einer Neuvrientierung
ſteht, die einer Einigung mit deg beiden anderen Fraktionen
der Mehrheitsparteien den Boden ebnen ſoll.

Der Kaiſer in Vcekernförde
Kiel, 25. Sept. Se. Majeſtät der Kaiſer begibt ſich

heute nach Eckernförde, woſelbſt Uebungen der UBoots
ſchule ſtattfinden werden. Die Rückkehr nach Kiel iſt für heute
Abend 6 Uhr vorgeſehen,

Fernruf Amt Kurfürſt Vr. 629

Der Kampf um die Ernährung
Von Friedrich Künzel.

Die Antwort, die der Reichskanzler auf eine Eingabe
des Parteivorſtandes der ſozialdemokratiſchen Partei und
der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften wegen der
Frage der Lebensmittelzuteilung gegeben hat, zeigt klar,
daß die Verſorgungsverhältniſſe in Deutſchland noch
immer recht ernſt ſind. Die Abſicht der Feinde, Deutſch
land durch Hunger zu beſiegen, wird nicht erreicht werden,
aber wir werden noch auf lange Zeit hinaus mit unſeren
Vorräten haushälteriſch umgehen müſſen, ehe wir dazu
übergehen können, das Paragraphengewirr der Kriegs-
geſellſchaften gänzlich zu verlaſſen. Der Reichskanzler wen-
det ſich ſcharf gegen den Wucher und Schleichhandel, die als
häßliche Begleiterſcheinungen der Kriegswirtſchaft mit
allem Nachdruck bekämpft werden. Dieſer Kampf hat be-
kanntlich bisher noch nicht zu einem großen Erfolge geführt,
der Schleichhandel blüht nach wie vor weiter und ſtreicht
nur, weil die Gefahr für ihn gewachſen iſt, entſprechend
größere Riſikozuſchläge ein, was zu weiteren Preisſteige-
rungen treibt. Anſtelle der Gendarmen ſollte man viel-
mehr den legitimen Handel als Waffe gegen den Schleich
handel benutzen. Auf eine teilweiſe Rationierung gewiſſer
notwendiger Lebensmittel, wie z. B. des Getreides, kann
auch während des Krieges nicht ganz verzichtet werden.
Aber andere Lebensmittel würden vielleicht in der Privat
hand, weil die perſönliche Verantwortlichkeit finanziell mit
ins Gewicht fällt, in der freien Wirtſchaft für die Geſamt-
bevölkerung vorteilhafter verwaltet werden können, als es
durch die Zwangswirtſchaft geſchieht. Es zeigt ſich dies
u. a. ganz deutlich bei der Obſtverwertung, denn die Groß-
ſtädte bekommen überhaupt kaum mehr Obſt, ſeitdem die
öffentliche Bewirtſchaftung des Obſtes vorgenommen iſt.
Auf dem Wege der Selbſthilfe oder des Schleichhandels
kann ſich dagegen auch der Großſtädter noch täglich Obſt be-
ſchaffen. Die öffentliche Bewirtſchaftung führt alſo in
dieſem Falle nur zur Verteuerung und Erſchwerung der
Beſchaffungsmöglichkeit. Wir ſind überzeugt, daß der freie
Handel, wenn auch zunächſt noch nicht zu niedrigen Preiſen,
ſo doch in reichlicherem Maße die Großſtädte mit Obſt ver
ſorgen könnte, als es die amtlichen Stellen tun. Auch auf
anderen Gebieten würde der freie Handel ſchon jetzt wieder
eingeſetzt werden können. Wir denken vor allem an die
Einfuhr von Waren aus den verbündeten Ländern und aus
dem neutralen Auslande. Warum werden keine Anſtalten
getroffen, um neben den ſtaatlichen Einkaufsgeſellſchaften
auch den alten bewährten Firmen wieder Zugang zu den
Einkaufsquellen im Auslande zu beſchaffen? Es würde
manches Schleichhandelsneſt in Grenzſtädten ſehr bald
überflüſſig ſein, und es würden nicht wenige Beamte für
andere dienſtliche Zwecke frei werden, wenn die Regierung
den Panzer der Zwangsverſorgung etwas loſer ſchnüren
wollte. Wir fordern keineswegs eine allgemein unge-
bundene Wirtſchaft, ſondern wiſſen vielmehr ganz genau,
daß während des Krieges die ſtaatliche Hand noch vielfach
eingreifen muß. Aber dieſer Eingriff ſoll zur Ordnung
und nicht zur Feſſelung führen. Nicht nur der Handel, auchdie Landwirtſchaft und Jnduſtrie und viele der Verbraucher

ſtimmen in ihren Wünſchen in dieſer Hinſicht gänzlich über
ein. Jn dem jüngſten Aufſichtsratsbericht des Rheiniſch-
Weſtfäliſchen Kohlenſyndikats wurden ſolche Gedanken
ebenfalls rückhaltlos ausgeſprochen.

Hätte die Sozialdemokratie mit ihrer falſchen theore
tiſchen Lehre von der Staatsverſorgung nicht im Frieden
die Köpfe der breiten Maſſen umnebelt, ſo würde man in
Deutſchland vielleicht doch nicht ſo feſt und ſo verbiſſen
darauf beſtehen, daß nur durch die ſtaatliche Verſorgung
alles gut und ſchön werden könne. Tatſächlich iſt wohl auch
kein großſtädtiſcher Arbeiter davon überzeugt, daß er, wenn
er keine Sonderzuteilung, erhielte, ohne Jnanſpruchnahme
des Schleichhandels ſeine Lebensbedürfniſſe nur durch die
ſtaatliche Zuteilung würde befriedigen köngen. n man
aber ſoweit geht, das Vorhandenſein des Schleichhandels
als notwendig anzuerkennen, dann erkennt man auch an,
daß ein Unrecht damit begangen worden iſt, den reellen
Handel um eines theoretiſchen Gedankens willen an die
Seite zu ſchieben. Wir müſſen unſer Volk aufrütteln, da
mit es ſich frei macht von den falſchen Lehren, die in der
Vergangenheit aus theoretiſchem Denken heraus erwachſen
ſind, die ſich aber im Ernſt der Gegenwart, wo das Beiſpiel
der Praxis ihre Richtigkeit beweiſen ſoll, nicht nur nicht
bewährt haben, ſondern in ihren Folgen geradezu ver
bängnisvoll zu werden drohen, insbeſondere hinſichtlich der
Produktion.
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Vertrauen auf die eigene Kraft
Der Staatsſekretär des Reichswirtſchaftsamts Frhr.

b. Stein hat in Bremen in einer Zuſammenkunft mit den
Vertretern des Baumwollhandels eine Anſprache gehalten,
e mit den Worten ſchloß: „Laſſen Sie ſich den frohen Mut
der Hanſeaten nicht beugen; vertrauen Sie auf Gott, auf
unſere gerechte Sache und unſer tapferes Heer, vertrauen
Sie auch ein wenig auf die zur Führung der Reichsgeſchäfte
berufenen Männer und ihre Berater und vor allem ver
trauen Sie auf die eigene Kraft! Dann wird es
dieſer Stadt und unſerm Deutſchen Reiche nicht fehlen.“
Das war ſehr gut geſagt. Wer aber die ganze Rede lieſt,
der muß faſt zu der Anſicht gelangen, als habe der Staats
ſekretär die Worte „vor allem“ vertrauen Sie auf die
eigene Kraft erſt unter dem Eindruck, den ſeine voraufge-
gangenen Ausführungen auf die Zubzrer machten, nach-
träglich in das Konzept eingeſchoben. Sie wollen jedenfalls
keinen ganz logiſchen Abſchluß der Gedankenreihe geben,
nachdem ſich Frhr. v. Stein zuvor ziemlich ausführlich über
die Berufung von Reichskommiſſaren für die ſogenannte
Uebergangszeit und die Zwangsmaßnahmen, die auch für
dieſe geplant ſind, verbreitet hatte. Wie allenthalben in
Deutſchland, ſo hat man ganz beſonders auch in den Hanſe
ſtädten das jetzige ſtaatsſozialiſtiſche Zwangsſyſtem gründ-
lich ſatt und das dringende Verlangen, dieſe Art Kriegs-
wirtſchaft mit all' ihren Mißgriffen, Fehlern und üblen
Folgen im wirtſchaftlichen wie ſittlichen Volksleben ſo bald
wie möglich verſchwinden zu ſehen. Der Staatsſekretär
glaubte allerdings, mit einem etwas eigenartigen Scherz
über dieſe ſo tief einſchneidenden Fragen hinweggehen zu
können; er bemerkte: „Leſen und hören Sie etwa einmal
von einem Geiſte, der ſich mit dem Antlitz des Tyrannen,
Handſchellen, Daumenſchrauben, ſpaniſchen Stiefel und an
deren niedlichen Geräten beſchäftigt, um Handel und Wan-
del unbarmherzig zu knebeln und boshaft zu peinigen,
dann wiſſen Sie: das ſind Geſpenſter, mit denen man
Kinder graulich macht.“ Die vermutlich recht froſtige Auf
nahme dieſer humoriſtiſch gemeinten Wendung veranlaßte
ihn dann wohl zum Schluß zu der Hervorhebung der Be
deutung der eigenen Kraft. Gerade die Rede des Frhrn.
v. Stein bewies aber wieder, wie berechtigt die Beſorgnis
iſt, die Schaffenskraft und der frohe Mut, dem der beiſpiel-
loſe Aufſchwung des deutſchen Wirtſchaftslebens vor dem
Kriege zu verdanken war, könnten durch das jetzige ſoziali-
ſtiſche Zwangsſyſtem erdroſſelt werden. Schon jetzt geht,
wenn nicht bald wirkſame Lockerung des Zwanges eintritt,
viel davon verloren. Der ſelbſtändige Kaufmann, Ge
werbetreibende, Handwerker, der jetzt ſeit Jahren jeder
freien Bewegung beraubt, nur noch ein Sklave der Maß
nahmen und Verordnungen, ausführbarer und unausführ-
barer iſt, muß ja ſchließlich an Selbſtvertrauen, „Mut, Kraft
und Tüchtigkeit einbüßen. Vollends wenn das Geſpenſt
einer langen Uebergangszeit unter gleichem Druck und
Zwang hinzutritt. Das genügt aber der Regierung des
heutigen Kurſes noch nicht. Der Staatsſekretär betonte
u. a., es hätten „ſich mancherlei Organiſationen im Kriege
ſo bewährt, daß mit aller Sorgfalt zu prüfen bleibt, ob es
ſich nicht empfiehlt, ſie in angepaßter Form in den Frieden
mit hinüber zu nehmen.“ Wenn das der auf dieſem Ge
biet leitende Mann ſchon jetzt in ſo allgemeiner Form
öffentlich proklamiert, ſo muß allerdings mit der Tatſache
gerechnet werden, daß unſere Regierung unter dem fort
geſetzten Einfluß des Sozialismus bereits ſehr ſtark in
dieſer Beziehung infiziert iſt. Und es wird notwendig ſein,
daß ſich alle diejenigen Kreiſe lebhaft rühren, die die Ge-
fahr ſolcher Entwickelungen erkennen. Es gilt unſerm
Volke die eigene Kraft zu erhalten, von der ja auch der
Staatsſekretär noch fühlt, daß ſie „vor allem“ uns das Ver-
trauen auf die Zukunft Deutſchlands gewährleiſten kann.

Eine Abſage
Berlin, 25. Sept. An die Zentrumsfraktion des

Reichstages hat der Gauvorſitzende der ſchleſiſchen Windt-
hen ein Schreiben gerichtet, dem wir u. a. ent
nehmen:

Wenn in der am 23. d. M. ſtattfindenden Frankktions-
ſitzung der Verſuch gemacht werden ſollte, Beſchlüſſe herbei-
zuführen, die ſich gegen die Kanzlertätigkeit des Grafen
Hertling richten, ſo bitte ich dringend aus beſorgtem Zen-
trumsherzen heraus, derartigen Treibereien kein Gehör zu
ſchenken. Die Leute, die als Zentrumsanhänger bei der
gegenwärtigen Zeitlage die Stellung des Reichskanzlers zu
erſchüttern trachten, beſorgen damit lediglich die Geſchäfte
der ſozialdemokratiſchen und linksradi-
kalen Schreier und verſündigen ſich ſchwer
an Partei und Vaterland.

Wer da weiszumachen ſucht, daß im Lande Sehnſucht
nach einem neuen Kanzler und nach ſozialdemokratiſchen
Miniſtern, nach größerer Parlamentariſierung
(auf Deutſch: Zerfahrenheit) der Regierung
herrſche, daß man mit der Oſtpolitik, der Löſung
der finniſchen Hönigsfrage unzufrieden ſei, der
kennt die wahre Volksſtimmung, ſoweit wenigſtens die
Zentrumswählerſchaft in Frage kommt, ver
zweifelt ſchlecht. Nicht in einem ewigen Wechſel,
ſondern in der Stetigkeit des Regierungs
kurſes ſieht jeder vernünftig denkende Menſch die erſte
und wichtigſte Vorbedingung zu einem baldigen und guten
Frieden in dieſem Weltkriege zu kommen. Dieſe Anſicht
iſt ebenſo Allgemeingut wie die Ueberzeugung im katholi
ſchen Volksteile, daß wir in dem erfahrenen, klug ab
wägenden Grafen Hertling den rechten Mann am rechten
Platze haben, von dem man aber nichts Unmögliches ver
langen ſoll. Was dieſer gewiegte Staatsmann nicht leiſten
kann, nämlich im Hand umdrehen Wunder voll-
bringen, wie mißgünſtige Nörgler verlangen, das wer
den die neuen Männer, die man heute ſchon etwas voreilig
als ſeine Nachfolger bezeichnet, erſt recht nicht fertig be
kommen. Zweimal ſeit dem Sommer 1917 iſt die Einigkeit
im Zentrum ſchwerer Erſchütterung ausgeſetzt geweſen, wo
bei das letzte Mal ein Vorſtoß gegen den Grafen Hertling
den Anlaß gab: eine neue derartige Belaſtungsprobe könnte
nach dem Urteile vieler angeſebener Parteifreunde, mit
denen ich hierüberführen. geſprochen habe, leicht zur Kataſtrophe

Gn r für Fortſetzung des Krieges
Zür Sept. Der „Secolo“ meldet aus Korfu: Diſerbiſche Regierung hat im Parlament ſich für die Deren der

Krieges erklärt. Die Beantwortung der öſterreichiſchungariſchen
Note ſoll nach der Rückkehr Paſitſchs erfolgen. Eine allgemeine
Neuausmuſterung aller in den Ententeichen war ländern lebenden männ

Unſere U-WBootarbeit vor Amerika
Berlin, 25. Sept. Den vorgeſtrigen Berichten über die

deutſchen UBootoperationen an der amerikaniſchen Küſte iſt nach
amerikaniſchen Blättern folgendes hinzuzufügen: Den „New
Hork Times“ vom 14. Auguſt zufolge waren ſeit dem erſten Er
ſcheinen eines Tauchbootes in den amerikaniſchen Gewäſſern vom
18. Mai bis 23. Auguſt ins geſamt 31 Schiffe verſenkt.
Die zunehmende Zahl der Angriffe Mitte Auguſt erregte allge
meinen Unwillen und gab, der genannten Zeitung zufolge, am
14. Auguſt zu einer langen Kabinettsſitzung Anlaß.
Am gleichen Tage wurden die Fiſchereiſchoner „Karl Nette
und Sowje“, ſowie der norwegiſche Dampfer „Sommerſtad“
(3875 To.) verſenkt, der ſeit Mitte Mai das 12. norwegiſche
Opfer war. „Evening Poſt“ vom 16. Auguſt meldet die Ver-
nichtung des britiſchen Motorſchiffes „Nadrugada“ (1613 To.) un
weit Norfolk. Den „New York Times“ vom 22. Auguſt zufolge
richtete die bereits erwähnte deutſche Priſe „Triumph“ auf den
Neufundlandbänken erheblichen Schaden an. Sie vernichtete nach
einer Montrealer Meldung im ganzen 9 Schiffe der Fiſcherei-
flotte der Maritime Niſh Corporation. Das Tauchboot verſenkte
den Schoner „Dela Garde“. Jm Senat erhoben darüber
Waccumber und Penroſe ſcharfe Beſchwerden gegen die Marine
leitung, weil ſie der U-Boote nicht Herr zu werden vermöchte.
Der Vorſitzende des Marineausſchuſſes Lodge verſicherte, daß alles
zur Bekämpfund geſchehe. Einer Meldung der „Aſſociated Preß“
vom 23. Auguſt zufolge wurde weiter der britiſche Dampfer
„Diemed“ (4700 Too.) nach kurzem Feuergefecht vernichtet. Die
„New York Times“ vom 24. Auguſt erwähnt die kurz zuvor un
weit Halifax erfolgte Verſenkung des Petroleumdampfers „Lux
Blanca“. Weiter wurde gemeldet die Verſenkung des britiſchen
Dampfers „Eric“ (600 Too.), ſowie vier amerikaniſcher Fiſcherei
ſchoner bei Miquel Jsland. Als verſenkte amerikaniſche Schiffe
in fremden Gewäſſern wurden bekanntgegeben. Am 21. Auguſt
„Montanan“ (6659 To.), am 23. Auguſt Transportſchiff „Lake
Eden“ und Frachtdampfer „Weſt Bridge“ (8800 To.) und
„Cubera“ (7300 To.).

Der bulgariſche Generalſtabschef über die
Lage in Mazedonien

Sofia, 24. Sept. Der Generalſtabschef Burmow gab
Preſſevertretern eine längere Erklärung über den Gang der
in Mazedonien begonnenen Operationen. Dem Feinde,
ſagte er, iſt es um den Preis außerordentlich ſchwerer Ver-
luſte gelungen, die bulgariſche Front zu verſchieben und in
gewiſſer Ausdehnung Boden zu gewinnen. Die Räumung
dieſer Zone wurde vom Oberkommando angeordnet, um die
Armee der Nation in unverſehrter Schlagkraft zu bewahren
und im entſcheidenden Augenblick zur Verfügung zu halten.
Unſere Nachhuten fügten den feindlichen Truppen ſehr
empfindliche Verluſte zu. Einen anderen Stoß richtete der
Gegner gegen unſere Stellungen zwiſchen Wardar und
Doiranſee, wo er beabſichtigte, unſere Linien zu durch
ſtoßen, in unſere hinteren Verbindungen einen Einbruch zu
machen und ſo für unſere weſtlich des Wardars ſtehenden
Truppen eine ſchwierige Lage zu ſchaffen. Aber trotz des
großen Aufwandes an Munition und der Teilnahme bedeu-
tender Streitkräfte brach der Stoß des Feindes an dem
Widerſtande der neunten Diviſion. Der Gegner erlitt Ver
luſte, die auf mindeſtens 8000 bis 9000 Tote und Ver
wundete geſchätzt werden können. Unſere ausgezeichnete
Lage in dieſem Abſchnitte geſtattete uns wohl, dieſen glän-
zenden Erfolg auszunutzen; aber immerhin ſahen wir aus
den gleichen Gründen von der Operation ab, die uns zwar
einen großen Erfolg hätte bringen können, aber mit ver
hältnismäßig großen Opfern hätte erkauft werden müſſen.

Mit einem Appell an Bulgariens Heer und Volk zu
feſter Entſchloſſenheit ſchloß der General.

Rumäniſche Wirtſchaftspolitik

Bukareſt, 25. Sept. Ueber den Standpunkt der heu-
tigen rumäniſchen Regierung in der Frage der Förderung
der einheimiſchen Jnduſtrie äußert ſich das halbamtliche
Blatt „Steagul“: Die liberale Partei faßte den Schutz der
Landesinduſtrie derart auf, daß ſie 30 Jahre hindurch Hun
derte von Millionen aus der Kaſſe der Steuerträger zog,
um einige Günſtlinge zu bereichern. 7 Millionen Konſu-
menten mußten für aus importiertem Material hergeſtellte
Artikel übermäßig hohe Preiſe bezahlen, um einigen Spe-
kulanten große Einkünfte zu ſichern. Die Auffaſſung der
liberalen Partei hatte ſchmerzliche Folgen, auch vom inter
nationalen Standpunkt, weil ſie uns mit den Nachbar
ländern verfeindete, mit denen engere freundſchaftliche Be
nen aufrecht zu erhalten unſere Intereſſen uns ge-
oten. Nach den traurigen Erfahrungen der letzten zwei

Jahre machten wir uns neuerdings an die Arbeit, um
Landwirtſchaft und Viehzucht, die beiden Hauptquellen un
ſeres nationalen Reichtums, zu erneuern. Die traditio-
nellen Käufer unſerer Ergebniſſe waren Deutſchland und
Oeſterreich-Ungarn, dies insbeſondere für unſer Vieh. Wir
werden uns bemühen, die natürlichen Handelsbeziehungen
zu dieſen beiden Ländern wieder aufzunehmen und enger
zu knüpfen und uns hüten, im Intereſſe künftiger Jndu-
ſtrie-Förderung, Zollkriege heraufzubeſchwören.

Die Kronprinzenheirat
Bukareſt, 25. Sept. Aus Jaſſy wird amtlich gemeldet:

Geſtern früh trat in Jaſſy der Miniſterrat zuſammen, an dem
auch die Präſidenten der Deputiertenkammer und des Senats
teilnahmen. Der Miniſterrat erteilte dem Miniſterpräſidenten
einſtimmig Vollmacht, dem König die Anſchauung der Regierung
in der Angelegenheit des Kronprinzen Carol darzulegen.
Marghiloman wird wahrſcheinlich heute vom König in Aubdienz
empfangen werden.

Keine deutſche Einberufung in der Ukraine
Kiew, 25. Sept. Aus offiziellen deutſchen Kreiſen wird

gegenüber den Gerüchten, daß in der Ukraine eine Einbe-
rufung erfolgen und die Einberufenen an die deutſche Weſt
front gehen ſollen, erklärt, daß Deutſchland nirgends im be-
ſetzten Gebiet, auch nur einen Soldaten einberufen habe. Ein
derartiges Vorgehen in der befreundeten Ukraine, wo Deutſchland
u b um Ruhe und Ordnung herzuſtellen, ſei um ſo mehr aus

g en. W

Rußlands Krieg mit der Entente
Amſterdam, 25. Sept. Wie die „Times“ aus Petersburg.

melden, ſollen ſich die Sowjets in Petersburg, Kronſtadt und
Moskau für den ſofortigen Kriegszuſtand Rußlands mit der
Entente ausgeſprochen haben.

Das ſibiriſche Abenteuer
Tokiäo, 25. Sept. Japaniſche Kavallerie zog in Merchinsk

ein.

Jm „freien“ Amerika
vor der Einfahrt des Hafens von NewYork erhebt ſi dieallbekannte nie ſtatt der Freiheit, die eine Fadckel in er-

hobener Hand trägt. Nach den neueſten Vorgängen ſcheint es
an der Zeit, daß Wilſon, der ſo furchtbare Erzeuger ſelbſt
herrlicher Geſetze auch eine Beſtimmung erließe, wonach dieſe
Fackel nunmehr durch eine Knute zu erſetzen wäre. Denn von
Freiheit iſt in dem von fiebrhafter Machtgier befallenen Lande
nicht mehr viel übrig geblieben. Faſt täglich erhalten wir
Nachrichten von geradezu mittelalterlichen Strafen, die an im
übrigen hochangeſehenen Leuten vollzogen werden, nur weil ſie
ich eine wenn auch noh ſo beſcheidene Kritik an den Maßnahmen

Regierung oder etwa ein Urteil über Deutſchland erlaubten,
das nicht nur aus wüſten Schimpfworten beſtand. Erſt kürzlich
wurde bekanntlich eine Frau zu zehn Gefängnis ver
urteilt, weil ſie aus ihrer Anſicht die wahren Gründe
dieſes Krieges kein Hehl machte; und der bekannte hochange-
ſehene Sozialiſtenführer Eugen Debs, der ſelbſt ſchon viermal
Präſidentſchaftskandidat war, wurde in Cleveland zu derſelben
Strafe zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt, weil er die
Beſtrafung jener Frau in einer in Canton (Ohio) gehaltenen
Rede öffentlich gegeißelt und ſich die Bemerkung erlaubt hatte,
es gebe nicht nur in Deutſchland „Junker“!

Sol he Beiſpiele einer unglaublichen Knutenherrſchaft
ließen ſich häufen. Die Preſſefreiheit iſt vollkommen vernichtet
durch das berüchtigte Spionagegeſetz vom 5. Juni 1917 und
ſeine ſpäteren Zuſätze. Danach iſt dem Generalpoſtmeiſter- die
unglaubliche Befugnis erteilt, auf einen ihm genügend er-
ſcheinenden Beweis hin, daß eine Perſon oder Firma die Poſt
unter Verletzung des Spionagegeſ benutzt, die betreffenden
Poſtſendungen zurückzuhalten und ſo „ohne irgend ein gericht-
liches Verfahren“ beliebige Perſonen und Firmen vollkommen
vom Geſchäftsleben auszuſchließen. Ungefähr fünfundſiebzig
Blätter ſind durch Entziehung des Rechts der Po ibeförderung
bereits ruiniert worden. Verſuche, den Rechtsweg gegen die
Poſtverwaltung zu beſchreiten, haben in faſt allen Fällen ver
agt.f Die unerhörteſte Vergewaltigung jeder perſönlichen und

völkerrechtlichen Freiheit aber, zu der ſich die Wilſonſche Re
gierung berechtigt glaubte, ſind die Zwangsaushebungen von
Nichtmitbürgern, alſo von Staatsangehörigen neutraler Länder,
ſowie auch von Deutſchen und Oeſterreichern zum Heeresdienſt.
Jn beſonders großer Zahl ſind bereits ſchwediſche Staatsange-
hörige auf die franzöſiſchen Schlachtfelder verſchickt worden, und
erſt kürzlich las man in derr Stockholmer Zeitung „Aftonbladet“
eine Reihe erſchütternder Briefe junger Schweden, voll ohnmäch-
tigen ſchmerzlichen Zornes über dieſe an Sklaverei grenzen-
den Gewalttaten. Viele der unglücklichen Opfer dieſer wahr-
haft ſcheußlichen Form von Militarismus nahmen ſich das
Leben, um es wenigſtens nicht für dieſes treuloſe, brutale Land
opfern zu müſſen, das jedes Gaſt- und Völkerrecht ſo mit Füßen
tritt. Und dieſes ſelbe Land wagt es, ſeinen aus reiner Marht-
gier begonnenen Raubkrieg als einen „Kreuzzug“ gegen Unter-
drückung und Unfreiheit zu bezeichnen und ſo das heiligſte
Zeichen der chriſtlichen Welt heuchleriſch zu ſchänden.

Engliſche Stimmen gegen den Handelskrieg
Die engliſche Regierungskommiſſion, die über die Grund-

lagen der wirtſchaftlichen Zukunft Pläne entwerfen ſollte, hat
ihre Tätigkeit vorläufig eingeſtelll. Das Material ſollte ur
ſprünglich einer neuen Konferenz der Alliierten vorgelegt
werden. Wie jetzt aus engliſchen Fachblättern verlautet, hat
die engliſche Regierung beſchloſſen, hiervon abzuſehen. Die Pläne
ſind an die intereſſierten Jnduſtrieverbände und Fabrikanten-
vereinigungen geſandt worden, damit dieſe ihre Stellung zu
ihnen angeben ſollen. n einigen Städten und Handels
kammern haben die Beſpr a über die Pläne zu heftigen
Diskuſſionen und politiſchen Streitigkeiten Anlaß gegeben, da
ſich zahlreiche Gegner der Regierungspläne ildet haben, die
die wirtſchaftlichen Kriegsabſichten als höchſt ſchädlich für die
engliſche Jnduſtrie anſehen und daher verürteilen. Von ver
ſchiedenen Seiten wurde als voreilig bezeichnet, ſich bereits jetzt
auf derartige Grundlinien feſtzulegen, da man das Ende dieſes
Krieges noch nicht vorausſehen und auch nicht wiſſen kann, wie
ſich die wirtſchaftliche Lage in den alliierten Länden geſtalten
wird. Die meiſten Handelskammerrn in den Jnduſtriegebieten
erklären ſich für Aufnahme des freien Schi kehrs nach
allen Ländern. Beſonders an der Oſtküſte Englands haben die
Intereſſenten energiſch bei den Handelskammern und Export
vereinen gegen die Einſchränkung des freien Handels mit allen
Völkern proteſtiert. Verſchiedentlich wurde angeraten, die
Frage des Handels nach dem Kriege nicht zuſammen mit den
Alliirten, ſondern für land allein zu regeln, mit der Be-
gründung, daß die Handelsintereſſen zu verſchieden ſind, als
daß ſich die engliſchen Handelsintereſſenten nach internatio-
nalen Vorſchriften richten könnten. Mehr und mehr machen ſich
Stimmen geltend, die von der Regierung fordern, daß Englands
Haltung in der Frage des Außenhandels bald feſtgelegt würde,
damit die verbündeten Mächte ſich keinen falſchen Hoffnungen
hingeben. Gegen gemeinſchaftliche Beratungen mit Amerika
wird in verſchiedenen Berichten ſtark proteſtiert. Es bleibt ab-
zuwarten, ob die Regierung auf eine derartige Frage noch
näher eingehen kann.

Ein ſchwediſches andnenboot geſunken

Skagen, 25. Sept. (Ritzau.) Das ſchwediſche Kanonen-
boot „Gundel“ ſtieß ſechs Meilen von Skagen auf eine Mine.
Von der Bemannung von 29 Mann ſind der Führer und 19 Mann
ertrunken. Zwei Torpedoboote kamen mit den übrigen 10 Mann
in den Hafen, wovon einer tot, einer ſchwer, drei leicht verwundet
und fünf unverwundet ſind. Man glaubt, daß die Mine zu einem
ganz neuen Minenfeld gehört.

König Haakon in Kopenhagen
Kriſtiania, 24. Sept. König Haakon iſt heute mittag

zum Beſuche am däniſchen Hof nach Kopenhagen abgereiſt,
von wo er am Sonnabend hierher zurückkehren wird.

Das Haus Bernadotte
Prinz Erich von Schweden, Herzog von Weſtmanland,

welcher kürzlich verſtarb, wurde geboren zu Stockholm am
24. April 1889 als Sohn des Königs Guſtav V. von Schwe
den und ſeiner Gemahlin Sophie Prinzeß von Naſſau.
Unter den Regentenfamilien von Napoleons Gnaden hat
nur eine den Wechſel der Zeit und der Verhältniſſe über
dauert, nämlich die Nachkommenſchaft Bernadottes. Der
ſelbe war geboren zu Pau in Frankreich am 26. Januar
1763 als Sohn eines Rechtsanwaltes, wurde Marſchall
von Frankreich und wegen ſeiner Verdienſte in der Schlacht
bei Auſterlitz am 5. Januar 1806 zum Fürſten von Ponte-
corvo erhoben, kämpfte ſiegreich bei Halle am 17. Oktober
1806, wurde am 21. Auguſt 1810 von den ſchwediſchen
Ständen zum Kronprinzen von Schweden erwählt und vom
König Karl XIII. unter dem Namen Karl Johann an
Kindesſtatt am 5. November 1810 angenommen. Er folgte
ihm als Königg von Schweden und Norwegen am 5. Fe
bruar 1818. Er ſtarb zu Stockholm am 8. März 1844.
Er war vermählt mit Deſirée Clary, einer Krämerzstochter,
und wurde damit der Schwager von Joſeph Buonaparte.
Aus ſeiner Ehe iſt ein Sohn, König Oskar I., König vonSchweden ß G. S.und Norwegen entſproſſen.
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bie deutſchen Kriegsminiſter gur neunten

Kriegsanleihe
Wir haben trotz mancher Mü iGlück gehabt und ſind dadurch ernnt eg i

der Gefahr ruhigen Blicks entgegen treten. Da dürfen
wir weder mutlos noch gleichgültig ſein oder murrend bei
Seite ſtehen. Nichts iſt ſo groß und wichtig, das jetzt nizurückſtehen muß vor der einen an hie e
haltung des Vaterlandes zu ſetzen. Dazu gehört der Wille
und die Geſchloſſenheit des ganzen Volkes. Wer jetzt nur
an W er nicht beſſer als ein Verräter.

ie 9. Kriegsanleihe wirbt um die Mittel zur ehren-vollen Durchführung des Krieges. Wir alle wollen wie
Geber ſein. Aber hinter der Gabe müſſen ungebrochen der

n 37 n Mit gegen ſind wir einge-eg: ihnen w ir ie ſhrew ollen wir ihn zu gutem
v. Stein,General der Artillerie und Preußiſcher Kriegsminiſter.

Vor der Front der deutſchen Kampftruppen müſſendie anſtürmenden Gegner boftnungslos innedelten. le
ſie werden erſt völlig verzweifeln, wenn durch den Sturm
der deutſchen Waffen der Blitz des deutſchen Goldes zuckt.

von Hellingrath,Generalleutnant und al. Bayeriſcher Kriegsminiſter.

Siegeswille und Siegeszuverſicht, nieerſchüttert durch die unvermeidlichen Wechſtfalte des

Krieges, ſind die Quellen der gewaltigen Erfolge unſeres
n Heeres in vierjährigem Ringen für Haus
un

Siegeswillen und Siegeszuverſicht auch in der
Heimat hochzuhalten, zuſammenzufaſſen die ganze Kraft,
auszuſchalten aber alles, was trennt und lähmt, das i ſt
das ernſte Gebot der Stunde. Scheitern muß
der Vernichtungswille unſerer Feinde, ſcheitern an der Ge
weit Tatkraft und Opferfreudigkeit von Heer un d

eimat.
Jetzt und immerdar: Alles für das Vaterland.

v. Marchtaler,
Generaloberſt und Kgl. Württemberg Kriegsminiſter.

Noch immer gilt, daß der Deutſche nur durch ſich ſelbſt
beſiegt werden kann. Drum aufgeſchloſſen die Reihen zu
einigem, kraftvollem Widerſtande wie im Felde, ſo auch in
der Heimat! Der Endſieg iſt uns gewiß.

v. Wilsdorf,
Kgl. Sächſ. General d. Jnf., Staats u. Kriegsminiſter.

Die Bedrängnis der Italiener in Tripolis
(Von unſerem militäriſchen Mitarbeiter.)

Ueber die Lage in Tripolis hat man lange Zeit wenig ge
hört. Das hatte ſeinen guten Grund. Die türkiſche Heeres
leitung war wohl über die Ereigniſſe dort unterrichtet, aus politi
ſchen Gründen ließ man aber möglichſt nichts an die Leffentlich-
keit dringen. Jetzt jedoch iſt die Arbeit dort zum größten Teil
getan, die Lage iſt für die Türkei ſo günſtig, daß nichts mehr
verſchwiegen zu werden braucht. Die Verbandsmächte haben
ſeinerzeit frohlockt, daß der Aufruf des Sultans zum heiligen
Kriege ſo gar keinen Erfolg gehabt habe. Ob ſie ſich aber nicht
inzwiſchen zu einer andern Anſicht bekehrt haben, werden ſie
nicht kundgeben. Die Ereigniſſe müſſen ſie allerdings beſſer be
lehrt haben, denn die Gärung in Jndien und in Aegypten und
der vermehrte Widerſtand der Bevölkerung von Tripolitanien
deuten unzweifelhaft darauf hin, daß der Aufruf des Kalifen
als Oberhaupt des Jslam ſehr wohl ſeine Wirkung ausgeübt hat.

Den Jtalienern hat der Raubkrieg gegen Tripolis und die
Chrenaika nicht nur greß blutige Opfer, ſondern vor allem auch
ungeheure Summen gekoſtet, die das wirtſchaftliche Leben in
Italien wieder einmal an den Rand des Abgrundes brachten.

Und doch hatten, als im Herbſt 1912 zu Lauſanne der Friede
eſchloſſen wurde, die Italiener nicht viel mehr erreicht, als daß
ie in Nordafrika ſo weit herrſchten, wie ihre Landbatterien un

ſchweren kg eſchütze ſie deckten. Die Bevölkerung, von denSenuſſi unter Iüht dachte nicht daran, den Frieden anzuerkennen,

ſetzte vielmehr den Kleinkrieg fort und ließ die Italiener nie
zur Ruhe kommen. Die Senuſſi, eine arabiſche Sekkte, die es ſich
a Auf e gemacht bat, die Lehrſätze des Korans in ihrer ur
prüngli Form weiter zu verbreiten, ſind fanatiſche und des-halb ſehr tapfere Leute. Da die Zahl ihrer Anhänger auf zehn

Millionen geſchätzt wird, üben ſie in Afrika großzen Einfluß aus.
Mit ihrem reichen Vorrat an Handwaffen und Munition, neuer-
dings auch an neuzeitlichen Geſchützen, haben ſie Engländern,
v und nun auch Ftalienern viel zu ſchaffen gemacht.
ls die Jtaliener im Frühjahr 1912 an der nordafrikaniſchen

Küſte geländet waren, glückte es dem jetzigen Oberbefehlshaber
des türkiſchen Heeres, dem damaligen Major Enver Bei, über
Aeghpten die Senuſſi zu erreichen. Bereitwillig folgten ſie
ſeinem Rufe, und an ihrer Spitze gelang es Enver, die Feſt
ſetzung der Jtaliener im Jnnern des Landes zu verhindern, nach-
dem er ſich, obgleich er nicht zur arabiſchen Raſſe gehörte, das
unbegrenzte Vertrauen der Senuſſi erworben hatte. Der Aus-
bruch des erſten Balkankrieges im Oktober 1912 zwang Enver
ur ſchleunigen Rückkehr in ſein Vaterland, ſein Einfluß auf die
enuſſi wirkte aber auch aus der Entfernung ſo ſtark, daß man

ſagen kann, die gänzliche Verdrängung der Jtaliener aus
Tripolitanien und ihre Beſchränkung auf fünf Küſtenplätze iſt
ſein Werk. Geradezu wunderbar muß es erſcheinen, daß es ihm
gelang, mehrere Tauſend türkiſcher Soldaten, mit ollem, was
dazu gehört, nach Tripolis zu ſchaffen. Neue Begeiſterung hat
bei den Arabern die Ankunft des türkiſchen Prinzen Osman
Fuad hervorgerufen, eines unternehmenden jungen Mannes von
25 Jahren, der den Sultan in Tripolis zu vertreten hat. Nach
den neueſten Nachrichten liegen die letzten fünf Stützpunkte der
Italiener unter dem heftigen Feuer der Batterien der Senuſſi,
während die U-Boote der Mittelmächte die italieniſchen Hriegs-
ſchiffe ſo in Entfernung halten, daß ſie dieſe Batterien mit ihren
weittragenden Geſchützen nicht erreichen können. Ja, die U-Boote
unterſtützen gelegentlich ſogar noch durch ihr Feuer von der See
ſeite aus die Belagerer. Jede Verbindung der fünf eingeſchloſſe
nen Plätze mit Jtalien, auch die durch drahtloſe Telegraphie, iſt
abgeſchnitten, die Schiffe, die den Belagerten Vorräte bringen
ſollen, werden entweder von den UBooten verſenkt oder an die
Küſte abgedrängt. Wenn ſie dann geſtrandet ſind, werden ſie
von den Eingeborenen, die ſcharf aufpaſſen und überall und
nirgends ſind, geplündert. So iſt es offenbar nur eine Frage
der Zeit, wann auch der letzte Reſt des Landes den Jtalienern
verloren gehen wird.

Schädigung der britiſchen Kolonien durch einen
Krieg nach dem Kriege

Die Abſicht der engliſchen Regierung, Deutſchland vom
Handel mit den britiſchen Kolonien abzudrängen, iſt für die
Mittelmächte lange nicht ſo gefährlich, wie ſie vom engliſchen
Standpunkt aus dargeſtellt zu werden pflegt. Deutſchland
ſpielte, wie ſich aus den amtlichen engliſchen Quellen ergibt, im
Außenhandel der britiſchen Kolonien eine verhältnismäßig viel
geringere Rolle als im Außenhandel der nichtbritiſchen Länder.
Aber auch dieſer beſcheidene Anteil ſcheint den Engländern noch
viel zu groß zu ſein. Der Außenhandel von Britiſch-Jndien,
Kanada, Auſtralien, Britiſch-Südafrika und Aegypten betrug
insgeſamt 14,5 Milliarden Mark. Hiervon waren 6,7 Mil-
liarden Einfuhr und 7,8 Milliarden Ausfuhr. Von der Einfuhr
kamen noch kaum 350 Millionen aus Deutſchland, von der Aus
fuhr gingen dorthin einige 570 Millionen. Dieſe Ziffern würden
nicht ganz 5 Prozent der Geſamteinfuhr und etwas über 3 Pro-
zent der Geſamtausfuhr Deutſchlands ausmachen. Auf der
anderen Seite aber werden die britiſchen Kolonien die
deutſche Kundſchaft nur ſchwer entbehren kön-
nen. Das Angebot der in großem Umfang in den Kolonien
lagernden Beſtände an Rohmaterialien wird bei Kriegsſchluß
größer ſein als die Nachfrage. Das Ausbleiben der deutſchen und
öſterreichiſchen Käufer wird ungünſtig auf die Preisgeſtaltung
wirken, ſo daß dieſer Nachteil die Nachgiebigkeit der Kolonien
England gegenüber auf eine ſchwere Probe ſtellen wird.

Berliner Tageblatt und Flugblatt des Preußen-
bundes

Berlin, 25. Sept. Wie die „Kreuzzeitung“ meldet, hat
auch das Berliner Tageblatt“ das gefälſchte Flugblatt
des Preußenbundes verbreitet.

Provinz Sachſen und Umgebung
Arnſtadt, 24. Sept. (Handelskammer.) Die Han-delstamueg* für das Fürſtentum SchwarzburgSondershauſen

hielt im Sitzungsſaale des hieſigen Oberverſicherungsamtes eine
Geſamtſitzung ab. Der Vorſitzende, Kommerzienrat RieckArn
ſtadt, wies darauf hin, daß die Ueberleitung in die Friedens
wirtſchaft und der von unſeren Feinden angekündigte Wirt
ſchaftskrieg gang ungeheure Aufgaben an die Kammer ſtellen
werde. Vor allem aber müſſe man daraufhin arbeiten, daß die
Kriegsämter und Kriegswirtſchaftsſtellen ſobald als möglich ver-
ſchwinden. Nachdem Berichte über verſchiedene w. und
Verſammlungen entgegengenommen waren, beſchloß die Kam-
mer eine Eingabe an den Präſidenten des Thüringer Ernäh-
rungsamtes in Weimar zu richten, auf dauernd ſtärkere Zu
weiſung von Lebensmitteln an die Bevölkerung von Arnſtad:.
Aus dem Bericht des Verwalters der Heeresauftragſtellen der
Kammer ging hervor, daß ſich die Heeresaufträge im
Fürſtentum in einem Jahre verdreifacht haben.
Allerdings iſt die Sollquote noch nicht erreicht. Abgelehnt wurde
die Heräusgabe eines Verzeichniſſes von Poſtſcheckinhab er des
Kammerbezirks. Dann wünſcht die Kammer die Beſeitigung
einiger Härten in der Bundesratsverordnung über den Ver-
kehr mit Erſatz-Lebensmitteln und die Gleichſtellung
des Getreidehandels mit dem Thüringer Haupt-
verein bei der Erfaſſung der Getreide und Futtermittelernte.
Schließlich wurde noch die Abänderung des Abſatzes 3 des S 35
des Handelskammergeſetzes unſeres Fürſtentums beſprochen, die
die Höhe des Beitrages zur Kammer auf mindeſtens 1 M. und
höchſtens 100 M. feſtſetzt. Man entſchloß ſich, Berechnungen
darüber anzuſtellen, welche Ergebniſſe ein Wegfak oder eine
Erhöhung der Höchſtbeitragsgrenze haben würden.

Leopoldshall, 25. Sept. (Jn der Gemeinderats-
ſitz un g) berichtete der Vorſitzende über den Abſchluß des Rech-
nungsjahres 1917/18, der einen Ueberſchuß von 9000 M. ergab
Hiervon werden dem Schatz für die Friedhofskapelle 5000 M. und
dem Pflaſterkoſtenſchatz 4000 M. zugeführt. Für Weihnach!e-
pakete an Kriegsteilnehmer wurden die Koſten und ferner Die
Lieferung von 620 Paketen an das Rote Kreuz bewilligt.

Jena, 24. Sept. (Tagung.) Hier findet am 1. bis
3. Oktober eine Tagung der „Freunde chriſtlicher Freiheit“ ſtatt.
Vorträge halten Prof. Weinel und P. Heuding.

Arnſtadt, 283. Sept (Perſonalien.) Seine Durch-
laucht der Fürſt hat dem Pfarrer Gotthelf Kummer in Oelze die
Pfarrſtelle an det Liebfrauenkirche in Arnſtadt vom 1. Ok-
tober 1918 ab übertragen; den Profeſſor der Zeichenkunde an
den höheren Staatsſchulen in Sondershauſen Vaul Stoade
auf ſeinen Antrag zum 1. Oktober 1918 in den Ruheſtand ver-
ſetzt und den Zeichenlehrer Hermann Weil in Eiſenach zum
gleichen Zeitpunkte als Zeichen- und Turnlehrer an den ge
nannten Anſtalten unwiderruflich angeſtellt.

—Hildburghauſen, 24. Sept. (Stiftung.) Jn treuer
Anhänglichkeit an ihre Heimatſtadt Hildburghauſen haben Frau
Erna Ziegler und Frau Thea Wrede, geb. SchmidtWeſtrum,
zum Andenken an ihre hier geborene Mutter, Frau Mathilde
Schmidt geb. Weſtrum, der Sktadtverwaltung für unſer Alters-
heim eine Stiftung von 15 000 M. überwieſen.

Eiſenach, 24. Sept. (Pfarrerwahl.) Unter über-
aus zalreicher Bewerbung wurde an Stelle des am 1. Oktober
in den Ruheſtand tretenden Geh. Kirchenrats D. Kieſer Pfarrer
Uhlig aus Bremen zum erſten Geiſtlichen der Wartburgſtadt

ewählt.e Suhl, 23. Sept (Auszeichnung.) Bürgermeiſter
Dr. Hagemeiſter wurde der Rote Adlerorden 4. Klaſſe verliehen.

Mukrena (Saalkreis), 24. Sept. (Auszeichnung,)
Mit dem Verdienſtkreuz für Kriegshilfe wurden ausgezeichnet
Schiffswerftbeſitzer K. Grieſeler und Schiffbauerpolier Heinecke.

W. Kaſſel, 24. Sept. (Zu Tode gekommen.) Auf dem
Verſchiebebahnhof ſah eine Bremſerin aus einem Güterwagen
eine rote Flüſſigkeit herausrinnen, die der herbeigerufene Ran-
giermeiſter als Blut erkannte. Man brach den Wagen auf und
fand darin einen jungen Menſchen, der ſich auf Stroh zwiſchen
zwei Stapel Exploſionskörper ſchlafen gelegt hatte, die beim
Rangieren ins Rutſchen gekommen waren. Die ſchweren Körper
hatten dem jungen Mann den Schädel zertrümmert und ihm
die Halsſchlagader zerriſſen, ſo daß der Tod ſofort eingetreten
ſein muß.

W. Eiſenach, 24. Sept. (Kanalvorarbeiten)
Vorarbeiten für den Werra--Main--Donaukanal ſind nach einer
Neuaufſtellung des Werra-Kanalvereins jetzt auf insgeſamt
420 000 M. veranſchlagt worden.

Die

12 Nachdruck verboten.Feind hinter der Front!
Roman von Margarete von Oertzen-Fünfgeld.

Papa wechſelte zuweilen einen verſtohlenen Blick mit
der armen, kleinen Dore, die im Kleinheitskram zu er-
ſticken drohte. Aber Dore waghte kaum, ihn zu erwidern

Und draußen ging der große Krieg ſeinen ehernen
Schritt weiter, und von Zeit zu Zeit ließ Herr von Lietzow
die Fahne hochziehen auf dem freiſtehenden Maſt, der ein
ſam auf einem Felskegel mitten im flachen Sande den
Stürmen Trotz bot. Stolz ſchwellte das Tuch in dem nie
erſterbenden Winde: So hatten ſie Lüttich, Brüſſel, Ant
werpen erlebt.
Und Dore verſchlang die Heeresberichte; denn einmal

hieß es: „Die offene Stadt F. wurde durch feindliche
Flieger beſchoſſen.“

Und dann ſchrieb das Tantele: „Wir hören den
Kanonendonner den ganzen Tag.“

Es ging Dore nicht mehr aus dem Kopfe. Wenn ſchon
Krieg war, dann wollte ſie ihn auch hören nicht auf
gehen in Pellkartoffel- und Heringsſorgen, als wär's
mitten im Frieden.

Und dann fühlte ſie den Krieg. Sie, die kaum gezittert
für Buſſos Leben, weil ſie ihn aus einer unbegreiflichen
Ueberzeugung heraus für unverletzlich hielt für gefeit
gegen alle Gefahr ſie war eine der erſten, die das uner
bittliche Schickſal traf: Buſſo fiel. Er war ſofort tot das
wurde ihr als Troſt gemeldet.

Tot! Unmöglich! Frau von Lietzow, die alte, ſchloß
ſich zunächſt in ihr Zimmer ein; denn in ihren Mutter
ſhmerz miſchte ſich ſofort das Gefühl der Kränkung, daß
noch eine Frau lebte, mit demſelben Recht wie ſie, zu
trauern und zu weinen.
Aber der Papa, der die Wahrheit gar nicht faßte, in

deſſen Hand das Telegramm zitterte und knitterte und da
durch ein unheimliches, geſpenſtiſches Leben erhielt der
r ruhte nicht, bis die verriegelte Tür ſich wieder
ofnete:

„Wir wollen zuſammenhalten
Da kam Dore gerade herein. Sie blickte von einem

jum andern. Der Atem ſtand ihr ſtill.
Und mit einem Male, ohne daß ſie das Telegramm

eleſen, ohne daß ein Menſch ein Wort geſprochen, brach ſie
iuſammen und rührte ſich nicht mehr.

Der Papa ging mit großen Schritten im Zimmer auf
ind ab, bis ein fürchterliches Schluchzen aus ſeiner Kehle

Die Mama ſah ſtill auf die gebrochene junge Geſtalt
hernieder, und in dieſem Augenblick war ſie wie verklärt
von einer tiefen Gottergebenheit.

Das war ein ſchwerer, ſchwerer Tag geweſen.
Jetzt, in der Erinnerung, ſtöhnte Dore und lag ſtill,

ganz ſtill wie damals.
Ueber die Empfindungen jener Tage konnte ſie ſich

keine Rechenſchaft mehr ablegen. Die Betäubung, die
Sehnſucht, die Verlaſſenheit obwohl ſie ja im Grunde
mit Buſſo niemals dauernd zuſammengeweſen war.

Und dann kam das allmähliche, notwendige Einge-
wöhnen an den Alltag, in die Lebensgewohnheiten des Da-
ſeins alles ging ſeinen alten Gang weiter.

Dore fragte ſich, was ſie eigentlich da noch zu tun hatte.
Weder durch Geburt, noch Ueberlieferung, noch Erziehung,
noch viel weniger durch freien Willen gehörte ſie hierher.
Sie war hierher verpflanzt worden; warum? Eben um
dieſer vierundzwanzig Stunden willen, die vorbei waren,
um nie wiederzukehren.

Dore ſchüttelte oft den Kopf über dieſes Rätſel. Ein
ſchüchterner Verſuch, den ſie einmal wagte, ihr Tantele in
F. beſuchen zu dürfen, wurde rundweg abgeſchlagen. Dafür
begegnete ſie forſchenden Blicken, die ſie ſich nicht zu deuten
wußte. Mama hatte oft etwas ſchonend und bewußt
Gütiges in ihrem Benehmen ihr gegenüber. Papa, bei
dem das Erlebnis eine ſchreckliche Nachwirkung hatte, ſo
daß ihm das Gedächtnis verſagte und er oft weinte und
s zuſammenfiel der ſah ihr oft faſt flehend ins

icht.

Und endlich faßte Mama ihre beiden Hände: „Haſt du
uns noch immer nichts zu ſagen, liebes Kind?“

Dore verſtand ſie erſt gar nicht. Dann ging ihr ein
Licht auf, und ſie empfand Mamas bedeutungsvolle, ſcho-
nende Rückſicht wie eine Marter ſie ſtieß die Hand zurück,
die mit ſanfter Gewalt ihre Gelenke umſpannte.

„Nein!“ ſprach ſie ſchroff, und eine heiße Welle um-
hüllte ihren ganzen Körper wie mit einem in kochendes
Waſſer getauchten Laken.

Sie ſchämte ſich ſo furchtbar, daß ihr faſt die Augen
aus den Höhlen ſprangen.

Aber Mama ließ nicht locker. Wenn ſie auch dieſes
Mal ſchwieg Dore bemerkte es wohl. Mama wartete
weiter.

Sie war wirklich ein total unnützes Geſchöpf.
Und Mama verkündete ſo oft: „Das Vaterland braucht

Söhne.“
Der Ton, in dem ſie es ſagte, wurde immer vorwurfs-

drang, um ſo elementarer, als er verſucht hatte, es zu voller, ſchneidender.
Doch als Wochen ins Land zogen, ohne daß Dore ihr

We zu ſagen hatte, erklärte ſie reſigniert: „Es iſt alſo
nichts.“

Papa brach noch ſichtlicher zuſammen. Das Gut
würde nun an die Nebenlinie fallen.

Schließlich hatte Dore das Unglück, daß der Jnſpektor,
der Sonntags zu Tiſch gezogen wurde, ſich in ſie verliebte.
Natürlich wagte er nicht, ſeinen Gefühlen Worte zu leihen.
Aber er machte von Stund' ab ein Geſicht von ſolcher
Schafigkeit, daß keiner, auch das Dienſtperſonal nicht, im
Zweifel über ſeinen inneren Zuſtand bleiben konnte. Nur
Dore ſelber. Die erklärte ganz einfach, als Mama ihr eine
biſſige Bemerkung machte: „So was merk ich gar nicht.“

Der Jnſpektor wurde immer trauriger, die Leute in
der Geſindeſtube kicherten über ſeine komiſchen Ver-
beugungen, in denen eine Welt von Vergötterung lag.

Und Papa wehrte nur immer ab: „Laßt mich mit dem
Unſinn zufrieden.“

Da der Jnſpektor die einzige bedeutende Arbeitskraft
auf dem Hofe war, die noch zur Verfügung ſtand, nachdem
die beſten eingezogen, war an einen Wechſel nicht zu denken.
Jhn hatte man wenigſtens ſicher, denn er war freigekom-
e bei allen Muſterungen wegen Hühnerbruſt und Platt-
üße.

„Raus müſſen wir mal alle“, erklärte Mama eines
ſchönen Tages.

„Und ich will verkaufen“, knurrte der alte Herr eigen-
ſinnig. „Verkaufen und meine Taler ſpäter mal gemein-
nützigen Stiftungen vermachen und der Kleinen da. Die
Nebenlinie kriegt meine Klitſche nicht. Und das iſt mein
letztes Wort.“

Mama erſchrak bis in die Seele hinein. Sie ſelber
hatte ſtets gegen die „Nebenlinie“ gehetzt, die ſich in einem
einzigen Neffen, einem tollen Kerl, verkörperte; das hatte
ſie nun davon. Aber ſie dachte: „Bis das zur Ausführung
kommt, kann vieles paſſieren. Wer kauft in Kriegszeiten
ein Gut! Jn Berlin wird er bald das Heimweh kriegen.
Dann ſagt er keinen Ton mehr vom Verkaufen.“

So kam dieſe Berliner Reiſe zuſtande, etwa fünf
Vierteljahre nach Buſſos Heldentod.

Vorher aber hatte Mama noch eine kleine Unterredung
mit Papa.

„Dore iſt furchtbar kokett. Jch weiß nicht, ob du das
ſchon gemerkt haſt. Dann iſt ſie furchtbar frei. Hier richtet
das ja weiter keinen Schaden an, aber in Berlin müſſen
wir denn doch die Zügel etwas ſtraffer anziehen.“

Papa war müde und mit allem einverſtanden.
Und in Berlin wurde es nicht anders als auf Lietzen

hagen.
Fortſetzung folgt.)
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Rus Halle und Umgebung
Halle 26. September.

Neue Beförderungsbeſtimmungen für die
ſtädtiſche Straßenbahn Halle

gültig vom 1. Oktober 1918 ab.
Mit dem 1. Oktober d. J. treten die beſchloſſenen erh öhten Tarife für die ſtädtiſche Straßenbahn in Kraft.

Das geſamte Bahnnetz wird in 27 Teilſtrecken zerlegt (ſiehe nachſtehende Skizze). a Meh
redheneinferſung

Meftstect Bann e Bonlidetgerweg

Die Schaffner geben Fahrſcheine zu 16 Vf. (weißs), gültig für
eine Fahrt bis zu 3 Teilſtrecken, und zu 20 Pf. (grün), gültig für
das BVefahren von mehr als 3 Teilſtrecken aus. Für Gepäck und
Hundebeförderung gelten die gleichen Fabhrſcheine.

Für Abonnenten werden Monatskarten einge-
führt, gültig für 8 Teilftrecken zu 10 M., gültig bis zu 7 Teil-
ſtrecken zu 14 M. und gültig für das geſamte Netz zu 20 M. für
den Halendermonat. Die Monatskarten beſtehen in Karten, in
die außer der Bezeichnung der abonnierten Strecke für jeden
Kalendermonat eine gegen Entrichtung der Tarifgebühr zu löſen-
den Marke einzukleben iſt und die mit dem Lichtbild und der
eigenhändigen Unterſchrift des Jnhabers zu verſehen ſind. Als
Lichtbild kann jede deutliche Photographie des Inhabers Ver-
wendung finden, die ohne Beeinträchtigung der Erkennbarkeit
des Bildes auf das für den Kartenumſchlag van Maß von
5,7 auf 3,8 cm zurechtgeſchnitten werden kann. Für den Karten
umſchlag iſt eine Gebühr von 50 Pf. einmalig zu entrichten.
Die erſte Ausſtellung der Monatskarten geſchieht in den Be
r der Straßenbahn, Berliner Straße 1 und
Seebener Straße 62. Es iſt zuläſſig, die Marken für die
Monatskarten gleichzeitig für 3 nate im voraus gegen
Zahlung des Fahrpreiſes zu löſen.

Die Verkaufsſtellen in anderen Stadtteilen, welche künftig
mit der Verausgabung von Monatsmarken betraut werden, wer
den noch beſonders veröffentlicht. Das Einkleben von Marken
für den neuen Monat geſchieht vom 27. jeden Monats ab in den
vorgenannten Betriebsbahnhöfen und den ſonſtigen Marken-
verkaufsſtellen.

Jm Jntereſſe einer ſchnellen Verkehrsabwicklung iſt es er
forderlich die Karten unaufgefordert beim Antritt jeder Fahrt
und auf Verlangen auch während derſelben wiederholt dem
Schaffner- und Aufſichtsperſonal zur Prüfung affen vorzuzeigen
oder auszuhändigen.

An Arbeiter und Arbeiterinnen werden Arbeiter
Wochenkarten für einmalige Hin- und Rückfahrt töglich (12 ein
fache Fahrten), gültig für eine Kalenderwoche von Montag früh
bis Sonnabend abend, ausgegeben zu 1,20 M. für 3 Teilſtrecken
und zu 1,60 M. für 7 Teilſtrecken.

Zur Benutzung der Arbeiterwochenkarten ſind nur ſolche Per-
ſonen berechtigt, welche im Sinne der Gewerbeordnung als
Arbeiter oder Arbeiterinnen gelten. Die Wochenkarten be-
rechtigen nur zur Fahrt zwiſchen der Wohnung und der Arbeitsſtätte. Alle ſierngeh nicht zu den Arbeitern rechnende Per-

ſonen, wie Angeſtellte mit Monats oder Jahresgehalt, Hand
lungsgehilfen, Dienſtboten oder ſelbſtändige Gewersetreibende,
ſind zur Benutzung von Arbeiterwochenkarten nicht berechtigt.
Eine Arbeiterwochenkarte gilt nur für die berechtigte Perſon, die
Teilſtrecken und die Kalenderwoche, für welche ſie ausgeſtellt jſt
und muß die eigenhändige Unterſchrift des rechtmäßigen Jn-
habers tragen. An Sonntagen und geſetzlichen Feiertagen haben
Wochenkarten keine Gültigkeit, ebenſo nicht nach 8 Uhr abends.

Erſtmalig ſind die Arbeiter-Wochenkarten in den Betriebs-
hahnhöfen Berliner Straße 1 und Seebener Straße 62 zu löſ n.
Größere Fabriken haben fich bereit erklärt, die Arbeiterwochen
karten an das Perſonal ſelbſt zu verkaufen; ſie werden ihre
Arbeiter von dieſer Einkaufsmöglichkeit ſelbſt verſtändigen.

An Schüler aller hieſigen Schulen werden Schülerk irten in
den Schulen und den vorgenannten Verkaufsſtellen verkauft,
rültig für einmalige Hin- und Rückfahrt täglich (12 einfache
Fahrten), für eine Kalenderwoche zu 1 M. für 3 Teilſtrecken und
1,25 M. für 7 Teilſtrecken. Die Studierenden an der Univerſität
ſind zur Benutzung von Schülerwochenkarten nicht berechtigt.
Eine Schülerkarte gilt nur für den berechtigten Schüler, die
Teilſtrecken und die Kalenderwoche, für welche ſie ausgeſtellt
wurde. Sie berechtigt nur zur Fahrt zum Unterricht und zur
Heimfahrt nach deſſen Schluß; nach 8 Uhr abends ſowie an den
Tagen, an welchen kein Schulnunterricht ſtattfindet, hat ſie keine
Gültigkeit. Jede Schülerkarte muß den Namen des rechtmäßigen
Inhabers tragen und darf anderen Perſonen zur Benutzung
nicht überlaſſen werden.

Die Wochenkarten find von den Jnhabern nach dem Be
ſteigen eines Wagens den Schaffnern zur Entwertung und
beim Erſcheinen von Kontrollbeamten dieſen unaufgefordert
offen auszuhändigen,

Es iſt zuläſſig, Wochenkarten bis zu 4 Wochen im voraus
zu löſen. Erſatz bei gänzlicher oder teilweiſer Nichtbenutzung,
beim Verluſt oder Einziehung einer Karte bei unrechtmäßiger
Benutzung findet nicht ſtatt.

Erſtmalig gelten die Wochenkarten für die Kalender-
woche von Montag, den 80. September, bis Sonnbend, den
5. Oktober d. J.

Zeit und Wochenkarten können in den Betriebs-
babnhöfſen Berliner Straße 1 und Seebener Straße 62 vom
27. d. M. ab gelöſt werden. Vormittags von 8 Uhr, nach
mittags von 3--6.)

Umſteigen iſt nur an den örtlich gekennzeichneten Um
ſtei geſtellen zuläſſig, dieſe ſind: Freiimfelder Straße,
Riebeckplatz, Hauptbahnhof, Ranniſcher Platz, Franckeplatz,
Marktplatz, Hauptpoſt, Walhalla, Bernburger Straße (Ecke
Richard-Wagner-Straße und Reilſtwaße), Bernburger Straße
Ecke Mühlweg), Fährſtraße, Zoologiſcher Garten. Die Ulrich
ſtraße iſt für den geſamten Umſteigeverkehr freigegeben worden.

Die Teilſtreckenpunkte Hauptbahnhof und Riebeckplatz ſind
zuſammengezogen; auch ſollen bis auf weiteres der Teilpunkt
Fährſtraße für Fahrten von und nach Eröll:vißz bzw. von und
nach Zoologiſcher Garten (Weſtſeite) und der Teilpunkt Haffee-
zarten für Fahrten von und nach der Oppiner Straße nicht als
Tarffarenze gelten.

Die Fahrgäſte der ſtädtiſchen Straßenbahn unterwerfen ſich
durch Löſung der Wertzeichen den in den Wagen aushängenden
Beförderungsbedingungen. Dieſe Beſtimmungen ſind gegen
Zahlung von 10 Pf. in den Verkaufsſtellen käuflich zu haben.
e gen Fahrbeſtimmungen werden vom 1. Oktober d. J. auf
gehoben.

Bereits gekaufte Abrißhefkte für Fahrten vor
3 Uhr morgens, Gutſcheinhefte für Erwachſene und Kinder be
halten bis 31. Dezember d. J. Gültigkeit; aus dieſen Heffen
werden bei Löſung eines 15-Pf.Fahrſcheins 3 Abſchnitte und für
einen 20 Pf.-Fahrſchein 4 Abſchnitte in Zahlung genommen

Mieterſchns und Wohnnnasmangel
Der Bundesrat hat zwei neue Verordnungen beſchloſſen,

die einmal die Erweiterung des Mieterſchutzes,
dann Maßregeln gegen den Wohnungsmangel be
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je Nach der erſten Verordnung kann das Mieteinigungsamt
t

Verhältniſſen, die ohne Kündigungen ablaufen. Bei Neubauten,
die mit behördlicher Unterſtützung zuſtande gekommen ſind, muß
ein beſtimmter Mietſatz eingehalten werden. Verſagte Erlaubnis
zur Weitervermietung kann das Einigungsamt beleben. Die
Tätigkeit des Amtes erſtreckt ſich bei beſonderem Wohnungs
mangel, der von der Landesbehörde feſtzuſtellen iſt, auch auf
Neuvermietungen. Die Gemeindebehörde kann Anzeige ver
langen, wenn eine Wohnung, die ſeit dem 1. Juni 1917 dauernd
oder zeitweiſe vermietet war, zu höherem Mietpreis weiter
vermietet iſt. Sie kann prüfen, ob die Erhöhung gerechtfertig-
iſt und ſie unter Umſtänden durch das Einigungsamt herabſetzen
laſſen. Hierdurch ſollen die Mietpreiſe allgemein
auf erträglichem Stand gehalten werden. Eine
höhere Inſtanz iſt dem Mieteinigungsamt nicht übergeordnet,
doch hat der Staatskommiſſar einheitliche Grundſätze für die
Rechtſprechung erlaſſen. Vorſitzende und Beiſitzer der Aemter
können künftig wegen Befangenheit abgelehnt werden.

Die zweite Verordnung gibt den Gemeindebehörden weit
gehende Rechte. Sie können beſtimmen, daß Gebäude oder
Teile davon nicht abgebrochen werden und Wohnungen nicht in
Fabrik oder Geſchäftsräume umgewandelt werden Zum r
ſagen der Erlaubnis iſt die Zuſtimmung des Einigungsamtes
notwendig. Die Gemeinden können Wohnungen erfaſſen und
verwenden. Dazu kann die Anzeigepflicht für mietfreie Woh
nungen angeordnet werden. Als unbenutzt gelten Wohnungen,
die wirklich leer ſtehen oder nur Sachen beherbergen, die auch
anderwärts untergebracht werden können. Wohnlich einge-
richtete Wohnungen werden nicht betroffen, die Heran-
ziehung von Teilen großer Wohnungen iſt alſoin thorge e hen. Wohnungen von Leuten, die ins feind
liche Ausland gezogen ſind, gelten als unbenutzt. Die Her-
richtung von Läden zu Wohnungen muß die Gemeinde über-
nehmen und ſie ſpäter wieder in den früheren Stand verſetzen.

Die Stadt Halle in ken Vesluſtliſten Preußiſche
V rluſtliſte Nr. 1246: Alfred Beyer 12. 12., I. verw.Hermann Born, Ltn., 9. 12., ſchw, verw. Max Böttger, Utffz.,
21. 9., ſchw. verw. Reinhold Butthoff, 9. 8., bisher verm., in
Gefgſchf. (A. N.). Max Dubs, Vzfeldw., 20. 6., bisher verm., lt.
priv. Mitt. i. Gefgſch. Friedrich Freyer, 22. 1., geſtorb. inf. Krank
heit. Hellmut Ganick, 1. 8., bish. verm., in Gefgſch. Karl
Kurze, 31. 8., gefallen. Hermann Lentzſch, Ltn. d. R., 18. 1.,
gefallen 4. 2. 15. Kurt Rüdel, 2. 9., verm. Willi Schmidt,
Utffz., 24. 9., l. verw. Karl Schröder, Gefr., 7. 5., bish. ſchw.
verw., geſtorben. Erich Schwalbe, 27. 12., geſt. inf. Krankheit.
Ernſt Wagner, Serg., 6. 9., l. verw. Willy Weyer, Gefr,
72. 2., I. verw. Kurt Winkler III, 28. 5., verm. Preußi-
ſche Verluſtliſte Nr. 1247: Kurt Cerf, Ltn., 831. 1., I.
verw. Karl Criſtall, 28. 1., gefallen. Max Depski, 29. 1., geſt.
an ſeinen Wunden. Franz Freeſe, 26. 12., verm. Wilhelm
Hüthecker, Leut. d. R., 23. 3., I. verw. Berthold Kieſelbach, 2. 12.,
l. verw. Hermann Schleifer, San.-Gefr., 31. 5., l. verw. Walter
Ude, 7. 2., I. verw. Karl Traeger, Ltn. d. R., 10. 8., I. verw.
b. d. Truppe. Sächſiſche Verluſtliſte Nr. 538:
Kurt v. Otto,, 20. 6., ſchw. verw. Wilhelm Weyland, 4. 5.,
bish. verm., in Gfgſch. (V. L. 531.). Sächſiſche Verluſt-
liſte Nr. 539: Otto Börner, 30. 11, gefallen.

Kriegsbilder der „Halleſchen Zeitung“. Folgende Bilder
kommen von Mittwoch, dem 25. September ab in unſerer Ge-
ſchäftsſtelle zum Aushang: Aus dem beſetzten Venetien; Valle
di Cadore, Blick gegen dei Preti; Die Sultankommiſſion in
Berlin (Jn Berlin iſt eine türkiſche Abordnung eingetroffen, die
dem Kaiſer die Thronbeſteigung des neuen Sultans Mehmed VI.
Wahid Eddin notifizieren wird); Unſere Textil-Jnduſtrie im
Kriege (Aus einem modernen Spinnerei-Großbetriebe der Lau-
ſitz Ein Rieſenſaal mit mehreren hundert modernen Web-
ſtühlen, an denen aus ehemaligen Abfällen Scheuertücher für die
Armee angefertigt werden).

Vermiſchtes
Eine Erdbeben-Kataſtrophe.

Jtalieniſche Zeitungen melden ein ſtarkes Erdbeben im
griechiſchen Jnſelreich, das beſonders auf Milo (Melos)
verheerend gewirkt habe; man zähle dort 300 Tote und über 2000
Verwundete, faſt alle größeren Gebäude ſeien eingeſtürzt.

Eine kaiſerliche Stiftung. Jn der Stadtverordnetenſitzung
in Kaſſel teilte der Oberbürgermeiſter mit, daß der Kaiſer und
die Kaiſerin aus Anlaß der Geneſung der Kaiſerin
für die durch den Krieg in Not geratenen Bewohner der Reſi-
denzſtadt Kaſſel einen Betrag von 10 000 M. zur Verfügung ge-
ſtellt haben. Er gab ſeiner freudigen Genugtuung nicht nur
über die Schenkung, ſondern auch über die in den heſſiſchen
Wäldern wiedererlangte Kräftigung der Geſundheit der Kaiſerin
Ausdruck.

Teuerung und Privatangeſtellte. Aus Köln wird ge
meldet: Die in Köln abgehaltene öffentliche Privatangeſtellten-
verſammlung nahm folgende Entſchließung an: Die ver-
ſammelten Angeſtellten erklären einmütig, daß die bisher ge-
währten Gehalts- und Teuerungszulagen nicht ausreichen, um
die verteuerten Koſten der Lebenshaltung zu beſtreiten. Auch
die jeweilige Gewährung eines Monatsgehaltes, ſo dankbar ſie
von den Angeſtellten empfunden wird, vermag die Not der Ange
ſtellten nicht zu lindern. Die Angeſtellten müſſen vielmehr mit
dauernden feſten Mehreinnahmen rechnen können,
wenn ſie ſich vor weiterer Verſchuldung bewahren wollen. Die
Angeſtellten bedauern es lebhaft, daß die zur Verſtändigung ge-
botene Hand der Berufsverbände von den Arbeitgebern ausge
ſchlagen worden iſt. Jn ihren Berufsverbänden erblicken die
Angeſtellten ihre berufene Vertretung, und ſie ſprechen die Er
wartung aus, daß die Unternehmer die nicht zu leugnende Not
lage der Angeſtellten, die um ſo beſchämender iſt, da Handel und
Jnduſtrie gut verdienen, zum Anlaß nehmen, um jetzt noch mit
den Berufsverbänden über eine der heutigen Teuerung ent-
ſprechende Gehaltserhöhung zu verhandeln.

König Haakon und der ſchwediſche Sozialiſt. Anläßlich des
Beſuchs des norwegiſchen Königs in der ſchwediſchen Reichs-
hauptſtadt erzählt ein Mitarbeiter des Stockholmer radikal-
ſozialiſtiſchen „Folkets Dagblad“ das nachſtehende Erlebnis:
„Jm Juli 1914 befand ich mich in der norwegiſchen Hauptſtadt.
Eines Tages hatte ich mich auf einer Bank in dem mehr
idylliſchen als vornehmen Schloßwäldchen hinter dem königlichen
Schloſſe niedergelaſſen. Als ich mir eine Zigarette anſtecken
wollte, bemerkte ich das Aergerlichſte, was einem Raucher zu
ſtoßen kann ich hatte keine Streichhölzer. Jch rauchte alſo
einſtweilen kalt, in der Hoffnung, daß das Schickſal mir ein
mit Streichhölzern verſehenes Jndividuum über den Weg ſchicken
würde. Da näherte ſich auch ſchon in der Richtung vom Schloſſe
ber ein hochgewachſener eleganter Herr. Als er vor meiner
Bank angelangt war, ſtand ich auf, lüftete den Hut und fragte:
„Entſchuldigen Sie, haben Sie vielleicht ein Streichholz?“
„Ja, das glaube ich wohl“, antwortete der Herr und begann in
den Taſchen herumzuſuchen. Er zog eine Streichholzſcha iel
heraus, und ich bekam Feuer. Dem ungeſchriebenen Geſetz
zwiſchen Rauchern folgend, reichte ich ihm meine Zigaretten
doſe mit der Bitte, ſich zu bedienen. Der elegante Herr griff zu,
quittierte mit einem „vieſen Dank“ ſteckte ſich die Zigarette an,
zog den Hut und ging. Der zweite Akt trug ſich an der gleichen
Stelle zu, und zwar ſchon am folgenden Tage. Jch ſaß auf der
ſelben Bank. aber in noch äroerlicherer Lanne. Heute hatte
ich Streichhölzer, aber keine Ziggretten. Veben mir auf der
Bank ſaß ein Herr und las die Zeitung. Plötlich ſieht er mich
an und ſagte: „Da kommt der König.“ Jch wollte gerade ſagen,
daß mich das nicht intereſſiere, doch ſah ich auf alle Fälle auf unde denſelben eleganten Herrn Geficht, den
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uvor um Streichhölgchen angebettelt hatte. Wir grüßten. DeKönig grüßte wieder und blieb ſtehen. „Jetzt muß ich Sie um

ein Streichholz bitten“, Kr er lächelnd und ein ſchönes
Zigarettenetui aus der Taſche. Jch entſprach ſeiner Bitte,
worauf er mir von ſeinen Zigaretten anbot, Es war eine be
deutend rauchbarere Sorte, als die meinige. „Vielen Dank
Neues Hüteabnehmen. Der alte Herr hatte ſeine Zeitung
allen laſſen und ſtarrte mich an. ennſerge er. Und ich antwortete: „Natürlich!“

Zunaghme der Felddiebſtähle. Der „K.Z.“ wird ge
ſchrieben: „Felddiebſtähle gehören im e Be
triebe zu den täglichen Erfahrungen. Wenn eine Mutter mit
vielen Kindern, deren Mann im Felde ſteht, ſich in Zeiten der
Knappheit einmal einige Pfund Kartoffeln ausnimmt, mag man
eine milde Auffaſſung des Gerichts noch verſtehen. Was aber
namentlich in der Nähe von Großſtädten jetzt an Feldberaubung
geleiſtet wird, „ſpottet oft jeder Beſchreibung und verdient das

ſtrengſte Einſchreiten, wenn wir nicht einer weiteren Verwilde-
rung der Sitten und einer Gefährdung unſerer Ernährung ent-
gegengehen wollen. Es kommt vor, daß die Diebe mit Pferd
und Wagen nächtlicherweile vorfahren und ihren Raub in
Sicherheit bringen, da bei dem jetzigen Perſonalmangel und dem
Umfang der Feldmark eine genügende Beaufſichtigung nicht
überall durchzuführen iſt. Dieſe Felddiebſtähle werden größten-
teils von Leuten ausgeführt, die es ſich dreimal überlegen wür-
den, einen anderen Diebſtahl zu begehen, die aber den Feld-
diebſtahl für einen „Mundraub“ anſehen, der nicht ſtreng be-
ſtraft wird. Das iſt er aber heute nicht mehr. Jm Gegenteiſ
hat er ſich zu einer öffentlichen Gefahr ausgewachſen, die auch
als ſolche vom Gericht bewertet werden ſollte.“
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Börſen- und Handelsteil
Jnduſtrie und Erſatzmittelverordnung

Der Verband Sächſiſcher Jnduſtrieller hielt eine von Ver
tretern der in Frage kommenden maßgebenden Fachverbände
und Einzelfirmen ſtark Sitzung über die Erſatzlebens-
mittelverordnung vom 7. März 1918 und ihre Durchführung in
Sachſen ab. Jn der Ausſprache wurde an den Zuſtänden, die
ſich unter den geltenden Beſtimmungen entwickelt haben,

Kritik geübt und insbeſondere darauf hingewieſen,
aß dieſe Verordnungen, deren Zweck der durchaus er-

wünſchte Schutz der Verbraucher vor ſchwindel-
haften Erzeugniſſen ſein ſollte, zu einer volkswirtſchaft-
lich ſchädlichen Einſchnürung der auf die Herſtellung
einwand freier Fabrikate gerichteten Jnduſtrie zu
führen drohen. Dieſe vom Geſetzgeber gewiß nicht gewollte Wir-
kung wurde durch die, die Bedürfniſſe der Praxis ungenügend
berückſichtigende Faſſung und zu weitgehende Anwendung hHer-
vorgerufen. Ferner begünſtigt die Verordnung ſtatt einheit-
liche Verhältniſſe im ganzen Reiche zu ſchaffen, leider eine ver-
ſchiedene Entwicklung der Verhältniſſe in den einzelnen Bundes
ſtaaten, indem ſie dieſen die Freiheit läßt, den Kreis der An-
wendung der Verordnung beligbig zu erweitern. Gerade dieſe
Verſchiedenheit der geſetzlichen Verhältniſſe führt zu empfind-
lichen Schädigungen der ſächſiſchen Jnduſtrie. So erfahren
z. B. die verſchiedenen Erſatzkebensmittel eine weſentlich un
gleiche Behandlung durch die bundesſtaatlichen Erſatzmittel-
ſtellen, auch ſind in Sachſen und einigen ſüddeutſchen Bundes-
ſtaaten ſämtliche Gegenſtände des täglichen Bedarfs, alſo nicht
Wer die Erſatzlebensmittel, der Genehmigungspflicht unter-
worfen.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 25. Sept. Die geſtern zum Schluß eintretende Ab-

ſchwächung gewann im heutigen Börſenverkehr zunächſt an Aus-
dehnung, da aus dem Privatpublikum Angebot vorlag, dem keine
genügende Kaufluſt gegenüberſtand. Einige hoch im Kurfe
ſtehende Werte, wie Badiſche Anilin, Elberfelder Farben, Deutſche
Waffen und Deutſche Kali gaben demzufolge einige Prozent nach.
Jm allgemeinen gut behauptet blieben Schiffahrts-Aktien; im
ſpäteren Verlauf trat eine allgemeine leichte Befeſtigung ein
nachdem die öffentlichen Verkaufsanträge Erledigung gefunden
hatten. Eine recht erhebliche Steigerung erfuhren Rheinmetall-
Aktien. Der Anlagemarkt wies keine bemerkenswerten Aende-
rungen auf.

Produktenbericht
Berlin, 25. Sept. Jm hieſigen Verkehr mit Landesprodukten

geſtaltete ſich das Geſchäft in Saatgetreide wenig lebhaft, das
ſeinen Grund wohl hauptſächlich in der Tatſache hatte, daß in
dieſem Jahr Zulaſſungen im Handel nur ſpärlich und mit großen
Erſchwerungen verteilt worden ſind. Auch in Rüben iſt der Ver-
kehr ruhiger geworden, da man ſich infolge der Schließung ver-
ſchiedener Provinzen für den freien Verkehr in dieſem Artikel
abwartend verhält. Von landwirtſchaftlichen Sämereien bleibt
Serradella angeboten; das Geſchäft iſt nicht beſonders groß, da
die Abgeber in ihren Forderungen weniger nachgiebig ſind als
die Käufer wünſchen. Was Rauhfutter anbetrifft, ſo kommen
größere Mengen von Heu nach hier, die aber meiſt an die Be-
hörden gehen, ſo daß für den freien Handel nicht viel verfügbar
bleibt. Dasſelbe iſt von Stroh zu ſagen.

Cröllwitzer AktienPapierfabrik. Jn der geſtrigen Aufſichts-
ratsſitzung wurde beſchloſſen, der am 25. Oktober d. J. ſtatt
findenden Generalverſammlung nach reichlichen Abſchreibungen
und Rückſtellungen die Verteilung einer Dividende von 25 Proz.
vorzuſchlagen.

Ammendorfer Papierfabrik. Der Aufſichtsrat der Ammen-
dorfer Papierfabrik hat in ſeiner Sitzung beſchloſſei, der am
25. Oktober ſtattfindenden Generalverſammlung eine Dividende
von 36 Proz. wie im Vorjahre vorzuſchlagen. Die ſeit langen
Jahren geübte Sparſamkeit, unter Berückſichtigung des im Ver-
hältnis zum Umfang des Werkes geringen Aktienkapitals geſtattet
der Generalverſammlung außerdem eine Sonderausſchüttung von
500 M. je Aktie in Kriegsanleihe anzubieten.

Vereinigte Chemiſche Fabriken zu Leopoldshall A.G. Der
Aufſichtsrat beſchloß in ſeiner geſtrigen Sitzung, der am 1. No-
vember 1918 ſtattfindenden Generalverſammlung nach reichlichen
Abſchreibungen (i. V. 214 488 M.) und Rückſtellungen eine
Dividende von 6 Prozent ſowohl auf die Vorzugs- als
auch auf die Stammaktien (Vorjahr 5 Prozent auf Vorzugs-
aktien und 4 Prozent auf die Stammaktien) vorzuſchlagen.

Vereinigte SchuhStofffabriken in Fulda. Das Gerücht,
die Geſellſchaft beſitze ein wertvolles Hopfen-FafernPatent, iſt
unrichtig. Die Geſellſchaft beſitzt weder Patente noch Lizenzen,
ſondern ſie bearbeitet zurzeit faſt ausſchließlich gewöhnliche
Papiergarne. Wenn auch der Geſchäftsgang des laufenden
Jahres wieder ein befriedigender war, ſo wäre es doch verfrüht,
jetzt ſchon ein Urteil über das Erträgnis pro 1918 abzugeben
(i. V. 12 Proz. Dividende).

Neueröffnete Bergwerke. St. Lampertus, der letzte Schacht
der Hohenſtein-Ernſtthaler Gegend iſt wieder im
Betrieb. Er wird auf Kupfer, Arſen- und Schwefelkieſe, ſowie
Fahlerze, die früher gefördert wurden, wieder abgebaut werden.
Am Meißner iſt das Kohlenbergwerk auf Branſerode
im Betrieb ziemlich geſteigert. Eine weitere rationelle Aus-
nutzung iſt vorgeſehen.

n annnnu aHauptſchriftleiter: Dr. Hans Simon
zugi( ich verantwortlich für Politik; für Feuilleton und Ver-
miſchtes i. V. Dr. Hans Simon; für Provinz, Sport, Börfen-
und Handelsteil: Ferdinand Querfurt; für Halle und Umgebung,
Kunſt und Wiſſenſchaft. ſowie den übrigen Teil: Adolf Meyer:
für den Anzeigenteil: Walter Ebeling, ſämtlich in Halle-Saale.
Verlag und Druck der Halleſchen Zeitung Otto Thtele, HalleSaale.

Verlagsdirektor: Robert Poetzſch.

„Kennen Sie den König?“

Be
der D
ſtel l
rannte
gewöhn

griff
vergebl

Quen
und fro
St. Q
genann

Pontdie Eng
Jnfante
gleitete
Dem pl
ſchen
ſtandzul
erobe

Teilang:
kampf un

reit r
Gefange
nord w
Unterbringen.

Kie
9 Uhr n
Zum Em
Heinr
von M
Chef des
der Kaiſ
hardi,
und Ob
begab ſie

Kaiſer v
Seine V

Torvpedob

Geiſt in
denen un
dann die
forderte z

in voll
on Land
ſchweren
Admiral
Namen d
um die P
mit einen
Nachdem
gewohnt

zur Früh
Der No

lich en


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 492
	 - 
	 - 
	-
	 - 






